
 

 

 

Anlage 6.1 – 6.7 zu GD 303/17 

 

Stadt Ulm 

Beschlussvorlage 

 

 
 

 
 
Abwägung zur Öffentlichkeitsbeteiligung und Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffent-
licher Belange 
 

Die Öffentlichkeitsbeteiligung und die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Be-

lange wurde gemäß §§ 3 und 4 Abs. 2 BauGB vom 08.05.2017 – 09.06.2017 durchgeführt. 
 

Im Rahmen der öffentlichen Auslegung wurden von Seiten der Öffentlichkeit keine Stellungnahmen 

vorgebracht. 
 

Folgende Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange wurden zum Entwurf des vorhabenbezo-

genen Bebauungsplans und der Satzung der örtlichen Bauvorschriften gehört: 
 

- Deutsche Telekom 

- Handwerkskammer Ulm 

- Industrie und Handelskammer Ulm 

- Landratsamt Alb-Donau-Kreis - Kreisgesundheit 

- Polizeidirektion Ulm 

- Regierungspräsidium Tübingen - Referat 21 Raumordnung 

- Regierungspräsidium Stuttgart - Landesamt für Denkmalpflege (Grabungen) 

- Regierungspräsidium Freiburg, Abt. 9, Landesamt für Geologie, Rohstoffe  

 und Bergbau 

- Stadtwerke Ulm/Neu-Ulm Netze GmbH (SWU) 
- Fernwärme Ulm GmbH (FUG) 

- SUB/ V Umweltrecht und Gewerbeaufsicht 

- Zentralplanung Unitymedia 

-  Entsorgung-Betriebe der Stadt Ulm (EBU) 

-  Nachbarschaftsverband Ulm 

- Regionalverband Donau-Iller 

 

Stellungnahmen ohne Einwendungen zur Planung wurde von folgenden Behörden und sonstigen Trä-

gern öffentlicher Belange vorgebracht: 
 

- Regionalverband Donau-Iller, Schreiben vom 29.05.2017 
- IHK Ulm, Schreiben vom 30.05.2017 

- Zentralplanung UnityMedia, Schreiben vom 01.06.2017 

- Handwerkskammer Ulm, Schreiben vom 07.06.2017 

- SUB/ V Umweltrecht und Gewerbeaufsicht, Schreiben vom 08.05.2017 

- Nachbarschaftsverband Ulm, Schreiben vom 06.06.2017 

- Regierungspräsidium Tübingen - Referat 21 Raumordnung, Schreiben vom 08.06.2017 

 

Stellungnahmen mit Anregungen und Hinweisen zum Bebauungsplanverfahren wurden von 7 Behörden 

und sonstigen Träger öffentlicher Belange vorgebracht.  

 

Stellungnahmen Behörden / TÖB 
 

Stellungnahmen der Verwaltung: 

Entsorgungsbetriebe der Stadt Ulm, Schreiben vom 
01.06.2017 (Anlage 6.1) 
 

In der Begründung ist unter 6.10 Infrastrukturversorgung 

 

 

 

Der Hinweis in der Begründung wird entsprechend 
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ein Hinweis auf die Entwässerung im Trennsystem ent-

halten. In der Straße liegt ein Mischsystem. Der Absatz in 

der Begründung sollte wie folgt geändert werden: 

"Das Gebäude ist im Trennsystem zu entwässern. Das 

Abwasser ist in den Mischwasserkanal in der Straße ein-

zuleiten. Die Ableitung des Abwassers zur Kläranlage 

Steinhäule erfolgt über bereits vorhandene Kanäle." 

 

Hausanschlussleitungen an den öffentlichen Kanal sind 

im Zuge des Baugenehmigungsverfahrens zu beantragen. 

Bestandsunterlagen des öffentlichen Kanals können bei 

der EBU angefordert werden. 

 

der vorgeschlagenen Formulierung geändert. 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Stellungnahme wird an die Vorhabenträgerin 

zur Berücksichtigung bei der weiteren Planung wei-

tergeleitet. 

 

 

FUG Fernwärme Ulm, Schreiben vom 05.05.2017 
(Anlage 6.2) 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass das Gebäude "Neue 

Straße 44" an das Fernwärmenetz der FUG angeschlossen 

ist. 

 

Im vorhabenbezogenen Bebauungsplan vom 01.04.2017 

wurde festgestellt, dass eine Fernwärmeleitung durch 

das neu zu erstellende Gebäude verläuft und deshalb 

abgeändert bzw. verlegt werden muss. 

 

 

 

Die weitere Planung in diesem Bereich ist mit der FUG 

frühestmöglich abzustimmen. 

 

Die Lage der Fernwärmeleitung ist nicht genau bekannt 

und ist ggf. durch Suchschlitze festzustellen.  

 

 

 

 

Bei der bestehenden Fernwärmeleitung im Bereich 

des Grundstücks "Neue Straße 44" handelt es sich 

um einen Hausanschluss, welcher von der Hauptlei-

tung in der Schwilmengasse an der westlichen 

Grundstücksseite in das bestehende Gebäude ver-

läuft. Aufgrund dessen, dass der geplante Neubau 

bis zur südlichen Grundstücksgrenze vorgesehen ist, 

wird der Hausanschluss in diesem Bereich überbaut 

und muss verlegt werden. Die Kosten werden von 

der Vorhabenträgerin getragen. 

 

Die Stellungnahme wird zur Berücksichtigung bei 

der Ausführungsplanung an die Vorhabenträgerin 

weitergeleitet und mit der FUG abgestimmt. 

 

Polizeidirektion Ulm, Email vom 15.05.2017 mit Verweis 
auf die Stellungnahme vom 28.04.2017 (Anlage 6.3) 
 
Verkehr: 
Die ohne Vorplatz unmittelbar an den Gehweg grenzen-

de Ausfahrt der Garagen wird unter Aspekten der Ver-

kehrssicherheit für fatal gehalten. Den Ausfahrenden 

bietet die geplante Ausführungsform fast keine -

zumindest aber keine ausreichende Sicht auf den Geh-

weg und dessen bevorrechtigte Nutzer. Zu denen können 

u.a. radelnde Kinder samt Begleitpersonen zählen. 

 

Auch die Sicht auf den bevorrechtigten Verkehr auf der 

Fahrbahn der Tempo 30-Zone ist mehr als dürftig. Dies 

bewirkt beachtliche Unfallgefahren, die auch bei langsa-

men Hineintasten nicht unerheblich sind. Versäumnisse 

des Fahrers, wie z.B. sich erforderlichenfalls einweisen zu 

lassen, hätten im Ernstfall sicherlich strafrechtlich und 

haftungsrechtliche Auswirkungen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die geplante Bebauung orientiert sich am Innen-

stadtkonzept 2020, in dem eine "geschlossene" 
Raumkante entlang der Schwilmengasse vorgese-

hen ist. Diese nun hervorrückende Raumkante hat 

zur Folge, dass die vorgesehene Ausfahrt aus dem 

geplanten Parksystem unmittelbar an die Gehweg-

kante angrenzt. Im Zuge der Gebäudeplanung wur-

den hierzu mehrere Varianten einer möglichen 

Ausfahrt mit einer vorgelagerten Aufstellfläche 

untersucht, welche jedoch aufgrund der internen 

Grundrissorganisation sowie aufgrund der Fassa-

dengestaltung zur Schwilmengasse hin (Rücksprung 

der Fassade im EG) wieder verworfen wurden. 

Maßnahmen zum gefahrlosen Ausfahren werden im 

Zuge der weiteren Planung untersucht: z.B. das 

Anbringen eines Spiegels unmittelbar gegenüber 

der Ausfahrt, das Aufstellen von Pollern im Bereich 

der Ausfahrt sowie das Anbringen eines Warnblink-

lichts am Gebäude. Damit soll zum einen dem aus-
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Kriminalprävention: 
Bei der Planung sollten die Grundlagen der städtebauli-

chen Kriminalprävention berücksichtigt werden.  

 

Kriminologisch nachweisbar ist, dass bestimmte Bau- und 

Nutzungsstrukturen die Begehung von Delikten begünsti-

gen bzw. hemmen können und sich somit auch unmittel-

bar auf das Sicherheitsgefühl des Menschen auswirken. 

 

Die signifikanten Auswirkungen auf das "Leben in der 

Stadt" sind oft Diskussionspunkte von meist weit ausei-

nanderliegenden Positionen über zulässige und zumutba-

re "BeeiŶträchtiguŶgeŶ“ für die Bewohner der Innen-

stadt. Hinzu kommt die Gruppe der sozial schwächeren 

Menschen, die sich seit Jahren in der Stadt hält, quasi 

etabliert und die für diese Schicht typischen Plätze und 

Orte bevölkert und "belebt". Gesicherte sozialwissen-

schaftliche und psychiologische Erkenntnisse belegen, 

dass aŶ "gestörteŶ OrteŶ“ eiŶe weitere VerschlechteruŶg 
droht. Andererseits gibt es Erfahrungswerte, dass bei 

konsequenten Maßnahmen schnell eine Verbesserung 

der Situation eintritt. 
 
Aus kriminalpräventiver Sicht ist Sicherheit durch Nut-

zungsvielfalt und -qualität des Wohnquartiers zu schaf-

fen. Eine Nutzungsmischung führt zu einer Belebung 

dieser Bereiche zu den unterschiedlichsten Tageszeiten 

und fördert daher die subjektive und objektive Sicher-

heit. Durch eine einseitige Nutzungsverschiebung und 

dem damit einhergehenden Attraktivitätsverlust, kann 

sich sehr schnell eine Abwanderung ergeben. Auch die 

eigenständige Lebensführung gerade der älteren Men-

schen mit ihrem oft eingeschränkten Mobilitätsradius 

wird durch die Nutzungsvielfalt positiv beeinflusst. All 

diese wohnortnahen Treffpunkte für Jung und Alt tragen 

zum Abbau der Anonymität bei. Studien belegen, dass 

Anonymität zu einer höheren Kriminalitätsbelastung 

fahrenden Autofahrer eine Sicht auf den Gehweg 

sowie die Straße ermöglicht werden. Zum anderen 

sollen Fußgänger und Autofahrer auf ausfahrende 

Fahrzeuge aufmerksam gemacht werden.  

 

Darüber hinaus ist längerfristig angedacht, die 

Schwilmengasse neu zu gestalten und damit ver-

bunden, die Gehwegbereiche zu verbreitern. 

Dadurch können die Fußgänger zusätzlich geschützt 

werden. 

 

Zudem handelt es sich bei den geplanten Stellplät-

zen um 5 Einstellplätze für die Bewohner der Woh-

nungen in den Obergeschossen. Die Stellplätze für 

die geplanten Gewerbeeinheiten werden abgelöst, 

so dass hierdurch keine weiteren Fahrbewegungen 

entstehen. 

 

 

 

 

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen 

und bei der weiteren Planung berücksichtigt.  

 

 

 

 

 

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Aufgrund der geplanten Gewerbe-/Büroeinheiten 

sowie der Wohnnutzung in den Obergeschossen ist 

innerhalb des Plangebiets eine dem Standort ent-

sprechende Nutzungsmischung gegeben. 
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führt, da das Entdeckungsrisiko für Straftäter minimiert 

wird. 
 
Gerade bei der Zielgruppe "jüngere Familie" sollte unbe-

dingt ein Spielplatz im Wohngebiet vorgesehen werden. 

Hierbei ist der Standort so zu wählen, dass dieser gefahr-

los von den Kindern erreicht werden und von angrenzen-

den Wohnhäusern gut eingesehen werden kann. Die 

Beaufsichtigung der Kinder wird somit erleichtert, ohne 

dass sich ständig eine Begleitperson auf dem Spielplatz 

aufhalten muss.  

Kommunikationsbereiche oder multifunktional nutzbare 

Freiflächen in der Nähe von Wohngebäuden fördern 

soziale Kontakte. 
 
Diesbezüglich ist auch auf eine freundliche, helle Farbge-

staltung sowie einer ausreichenden Beleuchtung hinzu-

wirkeŶ uŵ sog. „AŶgsträuŵe“ (duŶkle Ecken, unüber-

sichtliche Hauseingänge u.ä.) zu vermeiden. 
 
Damit einbruchhemmende Maßnahmen bereits bei der 

Planung von Gebäuden - meist noch kostengünstig – mit 

einbezogen werden können, müssen Architekten und 

Bauherren umfassend und frühzeitig informiert werden. 

Durch textlichen Hinweis im Bebauungsplan sollte des-

halb auf die kostenfreie Beratung durch die Kriminalpoli-

zeiliche Beratungsstelle beim Polizeipräsidium Ulm hin-

gewiesen werden. 

 

 

 

 

Die Realisierung eines Spielplatzes in diesem zentra-

len innerstädtischen Bereich bzw. die Errichtung 

von multifunktional nutzbaren Freiflächen ist auf-

grund der geringen Grundstücksgröße und der da-

mit verbundenen kompletten Überbauung nicht 

möglich. 

 

 

 

 

 

 

Die Farbgestaltung der Fassade wird im Rahmen des 

Durchführungsvertrags zum vorhabenbezogenen 

Bebauungsplan geregelt. 

 

 

Einer Aufnahme des Hinweises im Bebauungsplan 

hinsichtlich der kostenfreien Beratung durch die 

Kriminalpolizeiliche Beratungsstelle bedarf es nicht. 

Das Hinweisblatt der Polizei wird bei Baugenehmi-

gungen hinzugefügt. 

 

Stadtwerke Ulm/Neu-Ulm Netze GmbH, Schreiben vom 
22.05.2017 (Anlage 6.4) 
 
Die Stadtwerke Ulm/Neu-Ulm Netze GmbH hat den vor-

habenbezogenen Bebauungsplan "Neue Straße 44" auf 

eigene Belange untersucht. 

 

Durch die Erweiterung des Baukörpers in nördlicher Rich-

tung, wird die angrenzende Gehwegfläche überbaut.  

In dem Gehweg verläuft ein Niederspannungs-Kabel, 

sowie der bestehende Strom- und Wasser-

Hausanschluss. Das Niederspannungskabel muss umge-

legt werden. Zum Schutz der Hausanschlussleitungen ist 

vor den Arbeiten die genaue Lage durch mehrere Quer-

schläge (Handaushub) eindeutig zu ermitteln. Die Haus-

anschlussleitungen sind zu schützen oder gegebenenfalls 

umzulegen.  

 

In südlicher Richtung des Baugrundstückes befinden sich 

in unmittelbarer Nähe des Grundstückes im Gehwegbe-

reich ein Mittelspannungskabel, sowie ein Beleuchtungs-

kabel. Diese Kabel sind während der Bauphase zu schüt-

zen. Des Weiteren befindet sich auf der südlichen Seite 

an der Grundstücksgrenze zu Gebäude 46 eine Leucht-

stelle, die versetzt werden muss.  

 

 

 

 

 

 

 

Das genannte Niederspannungskabel verläuft im 

südlichen Gehwegbereich der "Neuen Straße" und 

wird durch den geplanten Arkadengang des Gebäu-

des überbaut. Im Zuge der Aushubarbeiten wird die 

genaue Lage des Kabels durch Suchschlitze ermittelt 

und das weitere Vorgehen (evtl. Verlegung) mit der 

SWU abgestimmt.  

 

Ebenfalls werden die bestehenden Hausanschluss-

leitungen in ihrer Lage ermittelt und das weitere 

Vorgehen mit der SWU abgestimmt. 

 

 

 

 

Das Beleuchtungskabel sowie das Mittelspannungs-

kabel befinden sich am nördlichen Rand des Geh-

wegs entlang der Schwilmengasse und müssen 

während der Bauphase durch geeignete Maßnah-

men (Verbau) geschützt werden.  

 

Die Leuchtstelle (Straßenlampe) an der südöstlichen 

Grundstücksgrenze muss aufgrund des bis an die 

Gehwegkante heranrückenden Gebäudes versetzt 

werden. Die Verlegung wird frühzeitig mit der SWU 

abgestimmt. 



 

- 5 - 
 
Die Aufwendungen sind vom Verursacher zu tragen.  

 

Es wird darauf aufmerksam gemacht, dass die Verant-

wortung für evtl. Schäden oder Versorgungsausfälle der 

Verursacher in voller Höhe zu tragen hat.   

 

Es wird um Beachtung und frühestmögliche Information 

der Stadtwerke Ulm/Neu-Ulm Netze GmbH zu weiteren 

Schritten gebeten.  

 

Die Kosten von evtl. Leitungsverlegungen bzw. Lei-

tungsschäden werden von der Vorhabenträgerin als 

Verursacher der Maßnahmen getragen.  

 

 

 

Die SWU wird im Rahmen der koordinierten Lei-

tungsplanung frühzeitig in die weiteren Planungs-

schritte eingebunden. 

 
Regierungspräsidium Freiburg, Landesamt für  
Geologie, Rohstoffe und Bergbau, Schreiben vom 
24.05.2017 (Anlage 6.5) 
 
Geotechnik 

Das LGRB weist darauf hin, dass im Anhörungsverfahren 

des LGRB als Träger öffentlicher Belange keine fachtech-

nische Prüfung vorgelegter Gutachten oder von Auszü-

gen daraus erfolgt. Sofern für das Plangebiet ein ingeni-

eurgeologisches Übersichtsgutachten, Baugrundgutach-

ten oder geotechnischer Bericht vorliegt, liegen die darin 

getroffenen Aussagen im Verantwortungsbereich des 

gutachtenden Ingenieurbüros.  

 

Andernfalls empfiehlt das LGRB die Übernahme der fol-

genden geotechnischen Hinweise in den Bebauungsplan: 

Das Plangebiet befindet sich auf Grundlage der am LGRB 

vorhandenen Geodaten im Verbreitungsbereich von 

Sedimenten junger Moorbildung. Im tieferen Untergrund 

stehen vermutlich die Gesteine des Oberen Juras an. Mit 

lokalen Auffüllungen vorangegangener Nutzungen, die 

ggf. nicht zur Lastabtragung geeignet sind, ist zu rechnen. 

 

Mit einem kleinräumig deutlich unterschiedlichen Set-

zungsverhalten des Untergrundes ist zu rechnen. Ggf. 

vorhandene organische Anteile können zu zusätzlichen 

bautechnischen Erschwernissen führen. Der Grundwas-

serflurabstand kann bauwerksrelevant sein. 

 

Verkarstungserscheinungen (offene oder lehmerfüllte 

Spalten, Hohlräume, Dolinen) sind nicht auszuschließen. 

 

Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der weite-

ren Planungen oder von Bauarbeiten (z.B. zum genauen 

Baugrundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur Wahl und 

Tragfähigkeit des Gründungshorizontes, zum Grundwas-

ser, zur Baugrubensicherung, bei Antreffen verkars-

tungsbedingter Fehlstellen wie z.B. offenen bzw. lehmer-

füllten Spalten) werden objektbezogene Baugrundunter-

suchungen gemäß DIN EN 1997-2 bzw. DIN 4020 durch 

ein privates Ingenieurbüro empfohlen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen 

und zur Berücksichtigung bei den weiteren Planun-

gen an die Vorhabenträgerin weitergeleitet.  

 

 

 

 

 

 

Aufgrund dessen, dass der Keller des Gebäudes 

teilweise erhalten wird, erstrecken sich die geplan-

ten Aushub- und Gründungsmaßnahmen im We-

sentlichen auf die restlichen Teilflächen im Norden 

und Süden der Baufläche. Für diese beiden Teilbe-

reiche wurde von der Vorhabenträgerin ein Bau-

grundgutachten beauftragt. Die Ergebnisse des 

Gutachtens werden in die weiteren Planungen ein-

gearbeitet. Von einer Aufnahme der vorgeschlage-

nen Hinweise wird deshalb abgesehen. 
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Regierungspräsidium Stuttgart - Landesamt für 
Denkmalpflege (Grabungen) mit Schreiben vom 
02.06.2017 (Anlage 6.6) 
 
Archäologische Denkmalpflege 

Darstellung des Schutzguts 

Das Areal befindet sich innerhalb der spätmittelalterli-

chen Stadt, die bis heute nahezu vollständig überbaut ist. 

Dort wo keine modernen tiefgründigen Bodeneingriffe 

im Zuge der Nachkriegsbebauung erfolgt sind, ist mit 

möglichen älteren Bebauungsresten des Spätmittelalters 

und der Neuzeit, aber auch mit Spuren der früh- und 

hochmittelalterlichen Besiedlung wie Grubenhäusern 

und Pfostenbauten zu rechnen. Es muss also davon aus-

gegangen werden, dass Teile der archäologischen Kultur-

denkmale noch unter dem gegenwärtigen Bodenbelag 

erhalten sind. Bei den dargestellten Siedlungsspuren 

handelt es sich um Kulturdenkmale gemäß § 2 DSchG. 

 

Darlegung der konservatorischen Zielsetzung, weiteres 

Vorgehen 

An der Erhaltung der ausgewiesenen archäologischen 

Kulturdenkmale besteht grundsätzlich ein öffentliches 

Interesse. Bedenken gegen die Festsetzung von den Bau-

vorhaben im Plangebiet können daher nur unter Aufla-

gen zurückgestellt werden, die Erhalt und Sicherung, 

bzw. Dokumentation und Bergung sicherstellen sollen. 

Die geplante Maßnahme sollte frühzeitig mit der Archäo-

logischen Denkmalpflege, vertreten durch Hr. Dr. 

Scheschkewitz abgestimmt werden. 

 

Es wird um Übernahme folgender Hinweise im Rahmen 

des Bebauungsplanes gebeten: 

 

Sollten Teilflächen durch den gegenwärtigen Baubestand 

nicht tiefgründig modern gestört sein, muss mit folgen-

den Nebenbestimmungen bei zulässiger Überplanung 

des Bodendenkmals für ein eventuelles Einzelvorhaben 

im Rahmen des Abbruch- und Baugenehmigungsverfah-

rens gerechnet werden: 
 

- der Abbruch hat auf das aktuelle Bodenniveau zu er-

folgen. Fundamente und Kellermauern sind vorerst im 

Boden zu belassen. 
 

- Der anschließende Bodenabtrag südlich der gegenwär-

tigen Bebauung hat auf Anweisung des Fachpersonals 

des Landesamtes für Denkmalpflege zu erfolgen. Dabei 

wird der Oberboden auf den überplanten Flächen ent-

fernt und überprüft, ob archäologische Kulturdenkma-

le durch die Maßnahme betroffen sind. 
 

- Sind archäologische Kulturdenkmale im Boden erhal-

ten, muss anschließend in den überplanten Bereichen 

eine archäologische Rettungsgrabung durchgeführt 

werden, deren Kosten durch den Vorhabenträger zu 

tragen sind. 
 

- Mit den Erdarbeiten für die geplante Maßnahme darf 

 

 

 

 

 

 

Die Stellungnahme wird zur Berücksichtigung bei 

der weiteren Planung an die Vorhabenträgerin wei-

tergeleitet. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

Die Planung bzw. die Durchführung der Tiefbau-

maßnahmen wurde bereits von Seiten der Vorha-

benträgerin mit der Archäologischen Denkmalpflege 

abgestimmt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die angeführten Hinweise werden in der vorge-

schlagenen Formulierung in den Bebauungsplan 

übernommen. 
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erst begonnen werden, wenn die vorhandenen Bo-

dendenkmäler sachgerecht freigelegt, dokumentiert 

und geborgen wurden. 

 

Deutsche Telekom GmbH, Schreiben vom 06.06.2017 
(Anlage 6.7) 
 
Im betroffenen Bereich befinden sich TK-Linien der Te-

lekom, welche nicht beeinträchtigt werden dürfen. Die-

se befinden sich im Gehwegbereich parallel zur Neuen-

Straße. Die Leitungen liegen gewöhnlich auf einer Tiefe 

von ca. 0,60m und im öffentlichen Gehsteigbereich. 

Sollten Umlegungen oder Änderungen notwendig sein, 

sind die entstehenden Kosten vom Auslöser zu tragen. 

Zur genauen Ortung der Leitungen werden bauseits 

Suchschlitze empfohlen. 

 

Des weiteren wird darum gebeten, die Telekom über 

Beginn und Ablauf bei einer eventuellen Baumaßnahme 

so früh wie möglich, mindestens jedoch 16 Kalenderwo-

chen vor Baubeginn, schriftlich zu informieren, damit 

die Maßnahmen mit dem Vorhabenträger und den an-

deren Versorgungsunternehmen rechtzeitig koordiniert 

werden können. 

 

Es wird darum gebeten, der bauausführenden Firma 

mitzuteilen, vor Beginn der Maßnahme den aktuellen 

Leitungsbestand über die zentrale Trassenauskunft der 

Deutschen Telekom GmbH zu erheben. 

 

 

 

 

Die genannte Telekomleitung verläuft im südlichen 

Gehwegbereich der "Neuen Straße" und wird durch 

den geplanten Arkadengang des Gebäudes über-

baut. Im Zuge der Aushubarbeiten wird die genaue 

Lage der Kabel durch Suchschlitze ermittelt und das 

weitere Vorgehen (evtl. Verlegung) mit der Telekom 

abgestimmt. Die Kosten von evtl. Leitungsverlegun-

gen werden von der Vorhabenträgerin als Verursa-

cherin der Maßnahmen getragen.  

 

Die Telekom wird im Rahmen der koordinierten 

Leitungsplanung frühzeitig in die weiteren Pla-

nungsschritte eingebunden. Die Stellungnahme 

wird zur Berücksichtigung an die Vorhabenträgerin 

weitergeleitet. 

 

 

 

Die Stellungnahme wird zur Berücksichtigung an die 

Vorhabenträgerin weitergeleitet. 
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Beteiligung der Träger öffentlicher Belange 
 
A  Allgemeine Angaben 
 
Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 110.4/61 "Neue Straße 44", Stadt Ulm, 
Stadtteil Mitte (TK 25: 7625 Ulm-Südwest)   
  
Aufstellung des Bebauungsplanes der Innenentwicklung im Sinne von § 13a BauGB 
im beschleunigten Verfahren ohne Durchführung einer Umweltprüfung nach § 2 Abs. 
4 BauGB  
 
Ihr Schreiben Az. SUB-Ka vom 27.04.2017  
 
Anhörungsfrist 09.06.2017 
 
 
 
B  Stellungnahme 
 
Im Rahmen seiner fachlichen Zuständigkeit für geowissenschaftliche und bergbehördliche 
Belange äußert sich das Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau auf der Grundlage 
der ihm vorliegenden Unterlagen und seiner regionalen Kenntnisse zum Planungsvorhaben. 
 
 
1  Rechtliche Vorgaben aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, 
    die im Regelfall nicht überwunden werden können 
 
Keine 
 
 
2  Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, 
    die den Plan berühren können, mit Angabe des Sachstandes 
 
Keine  
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3  Hinweise, Anregungen oder Bedenken 
 
 
Geotechnik 
 
Das LGRB weist darauf hin, dass im Anhörungsverfahren des LGRB als Träger öffentlicher 
Belange keine fachtechnische Prüfung vorgelegter Gutachten oder von Auszügen daraus 
erfolgt. Sofern für das Plangebiet ein ingenieurgeologisches Übersichtsgutachten, Bau-
grundgutachten oder geotechnischer Bericht vorliegt, liegen die darin getroffenen Aussagen 
im Verantwortungsbereich des gutachtenden Ingenieurbüros. 
 
Andernfalls empfiehlt das LGRB die Übernahme der folgenden geotechnischen Hinweise in 
den Bebauungsplan: 
 
Das Plangebiet befindet sich auf Grundlage der am LGRB vorhandenen Geodaten im 
Verbreitungsbereich von Sedimenten junger Moorbildung. Im tieferen Untergrund stehen 
vermutlich die Gesteine des Oberen Juras an. Mit lokalen Auffüllungen vorangegangener 
Nutzungen, die ggf. nicht zur Lastabtragung geeignet sind, ist zu rechnen. 
 
Mit einem kleinräumig deutlich unterschiedlichen Setzungsverhalten des Untergrundes ist 
zu rechnen. Ggf. vorhandene organische Anteile können zu zusätzlichen bautechnischen 
Erschwernissen führen. Der Grundwasserflurabstand kann bauwerksrelevant sein. 
 
Verkarstungserscheinungen (offene oder lehmerfüllte Spalten, Hohlräume, Dolinen) sind 
nicht auszuschließen. 
 
Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren Planungen oder von Bau-
arbeiten (z. B. zum genauen Baugrundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur Wahl und Trag-
fähigkeit des Gründungshorizontes, zum Grundwasser, zur Baugrubensicherung, bei 
Antreffen verkarstungsbedingter Fehlstellen wie z. B. offenen bzw. lehmerfüllten Spalten) 
werden objektbezogene Baugrunduntersuchungen gemäß DIN EN 1997-2 bzw. DIN 4020 
durch ein privates Ingenieurbüro empfohlen. 
 
 
Boden 
 
Zur Planung sind aus bodenkundlicher Sicht keine Hinweise, Anregungen oder Bedenken 
vorzutragen. 
 
 
Mineralische Rohstoffe 
 
Zum Planungsvorhaben sind aus rohstoffgeologischer Sicht keine Hinweise, Anregungen 
oder Bedenken vorzubringen. 
 
 
Grundwasser 
 
Aus hydrogeologischer Sicht sind zum innerstädtischen Planungsvorhaben keine Hinweise, 
Anregungen oder Bedenken vorzubringen. 
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Bergbau 
 
Gegen die Planung bestehen von bergbehördlicher Seite keine Einwendungen. 
 
 
Geotopschutz 
 
Im Bereich der Planfläche sind Belange des geowissenschaftlichen Naturschutzes nicht 
tangiert. 
 
 
Allgemeine Hinweise 
 
Die lokalen geologischen Untergrundverhältnisse können dem bestehenden Geologischen 
Kartenwerk, eine Übersicht über die am LGRB vorhandenen Bohrdaten der Homepage des 
LGRB (http://www.lgrb-bw.de) entnommen werden. 
 
Des Weiteren verweisen wir auf unser Geotop-Kataster, welches im Internet unter der 
Adresse http://lgrb-bw.de/geotourismus/geotope (Anwendung LGRB-Mapserver Geotop-
Kataster) abgerufen werden kann. 
 
 
 
 
 
 
 
Im Original gezeichnet 
 
Anke Koschel 
Dipl.-Ing. (FH) 
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Vorhabenbezogener Bebauungsplan „Neue Straße 44“ in Ulm 

 
Sehr geehrter Herr Kastler,  
 
 
vielen Dank für die Beteiligung des Landesamtes für Denkmalpflege als Träger öffent-
licher Belange im Rahmen des oben genannten Verfahrens. 
 
1. Bau- und Kunstdenkmalpflege: 

 

In Bezug auf das o. g. Planverfahren trägt die Bau- und Kunstdenkmalpflege keine 
Anregungen oder Bedenken vor. 
 
2. Archäologische Denkmalpflege: 
 
2.1. Darstellung des Schutzgutes 
Das Areal befindet sich innerhalb der spätmittelalterlichen Stadt, das bis heute nahe-
zu vollständig überbaut ist. Dort wo keine modernen tiefgründigen Bodeneingriffe im 
Zuge der Nachkriegsbebauung erfolgt sind, ist mit möglichen älteren Bebauungsres-
ten des Spätmittelalters und der Neuzeit, aber auch mit Spuren der früh- und hochmit-
telalterlichen Besiedlung wie Grubenhäusern und Pfostenbauten zu rechnen. Es 
muss also davon ausgegangen werden, dass Teile der archäologischen Kulturdenk-
male noch unter dem gegenwärtigen Bodenbelag erhalten sind. Bei den dargestellten 
Siedlungsspuren handelt es sich um Kulturdenkmale gemäß § 2 DSchG. 
 

2.2) Darlegung der konservatorischen Zielsetzung, weiteres Vorgehen 

An der Erhaltung der ausgewiesenen archäologischen Kulturdenkmale besteht 
grundsätzlich ein öffentliches Interesse. Bedenken gegen die Festsetzung von den 
Bauvorhaben im Plangebiet können daher nur unter Auflagen zurückgestellt werden, 
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die Erhalt und Sicherung, bzw. Dokumentation und Bergung sicherstellen sollen. Die 
geplante Maßnahme sollte frühzeitig mit der Archäologischen Denkmalpflege, vertre-
ten durch Herrn Dr. Jonathan Scheschkewitz (jonathan.scheschkewitz@rps.bwl.de), 
abgestimmt werden. 
 
Wir bitten um Übernahme folgender Hinweise im Rahmen des Bebauungsplanes: 
 
Sollten Teilflächen durch den gegenwärtigen Baubestand nicht tiefgründig modern 
gestört sein, muss mit folgenden Nebenbestimmungen bei zulässiger Überplanung 
des Bodendenkmals für ein eventuelles Einzelvorhaben im Rahmen des Abbruch- 
und Baugenehmigungsverfahrens gerechnet werden: 
 
A. Der Abbruch hat auf das aktuelle Bodenniveau zu erfolgen. Fundamente und 
 Kellermauern sind vorerst im Boden zu belassen. 
B. Der anschließende Bodenabtrag südlich der gegenwärtigen Bebauung hat auf 

Anweisung des Fachpersonals des Landesamtes für Denkmalpflege zu erfol-
gen. Dabei wird der Oberboden auf den überplanten Flächen entfernt und 
überprüft, ob archäologische Kulturdenkmale durch die Maßnahme betroffen 
sind.  

C. Sind archäologische Kulturdenkmale im Boden erhalten muss anschließend in 
den überplanten Bereichen eine archäologische Rettungsgrabung durchgeführt 
werden, deren Kosten durch den Vorhabenträger zu tragen sind.  

E. Mit den Erdarbeiten für die geplante Maßnahme darf erst begonnen werden, 
 wenn die vorhandenen Bodendenkmäler sachgerecht freigelegt, dokumentiert 
 und geborgen wurden. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
gez. 

Dr. Doris Schmid 

Referentin für vor- und frühgeschichtliche Archäologie 
Landesamt für Denkmalpflege 
im Regierungspräsidium Stuttgart 
Ref. 84.2 Regionale Archäologie 
Alexanderstraße 48 
72072 Tübingen 

mailto:jonathan.scheschkewitz@rps.bwl.de
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